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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Einführung 
einer Subvention bei der Einfuhr von Weiß- und Rohzucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . insbeson- 

dere auf Artikel 16 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 608/72 des 
Rates vom 23. März 1972 über die Anwendungs- 
regeln im Zuckersektor im Falle eines erheblichen 
Preisanstiegs auf dem Weltmarkt®), insbesondere 
auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG sieht die Möglichkeit einer Subvention bei der 
Einfuhr von Zucker vor, wenn der cif-Preis für 
Weißzucker oder für Rohzucker über dem Schwellen- 
preis liegt; Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
608/72 bestimmt, daß der Rat die Gewährung der 
Einfuhrsubvention für Zucker beschließt, wenn fest- 
gestellt wird, daß die Versorgung der Gemeinschaft 
oder eines Hauptverbrauchsgebiets der Gemein- 
schaft nicht mehr sichergestellt ist. 

Das Kriterium des cif-Preises ist seit Dezember 
1973 gegeben; die Zuckerversorgung der Gemein- 
schaft insgesamt ist unter Berücksichtigung der letz- 
ten Schätzung der Erzeugung, der Einfuhren und des 
Verbrauchs nicht mehr gewährleistet. Diese ernste 
Lage macht es notwendig, eine Einfuhrsubvention zu 
beschließen. 

Die Zuckerpreise auf dem Markt der Gemeinschaft 
liegen insbesondere in den Mangelregionen erheb- 
lich über den Gemeinschaftspreisen. Unter Berück- 
sichtigung des allgemeinen Ziels, die Zuckerversor- 
gung zum Gemeinschaftspreis zu gewährleisten, ist 
es notwendig, Zuckereinfuhren in dem Maße vorzu- 
sehen, daß dieses Ziel erreicht wird. 

Unter Berücksichtigung der langfristigen Aussich- 
ten des Zuckermarktes dürften die Kosten für die 


Einfuhrsubvention geringer sein, wenn es dem be- 
treffenden Importeur gestattet ist, eine entspre- 
chende, im Zuckerwirtschaftsjahr 1975/1976 erzeugte 
Zuckermenge auszuführen. 

Angesichts der Kompliziertheit der geplanten 
Maßnahme und zur Gewährleistung gleicher Wett- 
bewerbsbedingungen für alle Beteiligten ist es ange- 
bracht, die Höhe der Subvention im Wege der Aus- 
schreibung zu bestimmen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Bei der Einfuhr von Weiß- und Rohzucker aus Dritt- 
ländern in die Gemeinschaft wird eine Subvention 
gezahlt. 

Artikel 2 

Die Einfuhrsubvention betrifft nur die Menge Zuk- 
ker, die notwendig ist, um die Zuckerversorgung 
der Gemeinschaft auf der Grundlage des Gemein- 
schaftspreises bis zum Beginn der Zuckerrübenver- 
arbeitung 1975 sicherzustellen. 

Artikel 3 

1. Die Subvention je Zuckergewichtseinheit wird im 
Wege der Ausschreibung bestimmt. 

2. Die Ausschreibungsbedingungen müssen allen in 
der Gemeinschaft ansässigen Personen gleichen 
Zugang garantieren. 

3. Der Zuschlagsempfänger ist verpflichtet, beim 
Verkauf des Zuckers zum Verbrauch in der Ge- 
meinschaft einen nach Maßgabe des Schwellen- 
preises festgesetzten Höchstpreis zu berück- 
sichtigen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 75 
vom 28. März 1972, S. 5 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. Oktober 1974 — 1/4 — 680 70 — E — Su 1/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozial ausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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4. Der Zuschlagsempfänger kann während eines be- 
stimmten Zeitraums eine Zuckermenge in Höhe 
seines Angebots ohne Anwendung von Artikel 16 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG aus- 
führen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung der Subvention 
bei der Einfuhr von Zucker und die Gewährung einer Subvention für die über 
die Höchstquote hinaus erzeugten Zuckermengen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 16 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG des Rates vom 18. Dezember 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Zucker^); zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./74 2), wurde mit der Verordnung (EWG) 

Nr. . . ./74 des Rates vom 1974 betreffend die 

Einführung einer Subvention bei der Einfuhr von 
Weiß- und Rohzucker^) eine Subvention für die 
Zuckereinfuhr beschlossen. 

Um die finanzielle Auswirkung der Einfuhren 
möglichst einzuschränken und um die Gemein- 
schaftspräferenz einzuhalten, empfiehlt es sich, den 
Wirkungsbereich der Händler auf den über die 
Höchstquote hinaus erzeugten Zucker aus der Ge- 
meinschaft auszudehnen, der gemäß Artikel 25 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG nach den Drittländern 
ausgeführt werden sollte. 

Für die Finanzierung der Subventionen bei der 
Einfuhr von Zucker im Sinne der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./74 bzw, im Sinne dieser Verordnung muß die 
Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit im Rahmen der 
Agrarmarktregulierung aufkommen, und es sind 
daher die erforderlichen Maßnahmen zu treffen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Es kann beschlossen werden, daß für die in der 
Gemeinschaft in den Zuckerwirtschaftsjahren 
1973/74 und 1974/75 über die Höchstquote hinaus 
erzeugte Zuckermenge, die gemäß Artikel 25 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG in die Drittländer 
ausgeführt werden sollte, eine Subvention ge- 
währt wird. 

2. Die Einführung der Subvention sowie die Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 40 der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG erlassen. 

Artikel 2 

In bezug auf die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik wird die Subvention, die 

— bei der Einfuhr von Zucker gemäß Artikel 16 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG gewährt wird oder 

— die für die über die Höchstquote hinaus erzeugte 
Zuckermenge gemäß Artikel 1 gewährt wird 

als Bestandteil der zur Regulierung der Agrarmärkte 
vorgesehene Interventionen angesehen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . . 
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Begründung 

1. Die beiden dem Rat vorgeschlagenen Verord- 
nungen betreffend die Einführung einer Einfuhrsub- 
vention und ihre Finanzierung haben ein gleiches 
Ziel, nämlich die Beschlußfassung der Gewährung 
von Subventionen bei der Einfuhr von Zucker. Da 
die Rechtsgrundlage unterschiedlich ist, mußten zwei 
Verordnungen vorgesehen werden. Die Darlegung 
der Gründe gilt für beide Verordnungen. 

2. Die Zuckerversorgungslage der Gemeinschaft hat 
sich seit Herbst 1973 wegen eines außergewöhn- 
lichen Anwachsens des Zuckerverbrauchs und Liefer- 
ausfällen der Commonwealth-Länder verschlechtert. 
Diese Verschlechterung wurde verstärkt durch die 
immer schlechter werdenden Aussichten der Ernte 
1974. Unter diesen Gegebenheiten kann für die Ge- 
meinschaft für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 ein 
Zuckerdefizit von 300 000 bis 500 000 t angenommen 
werden. Die zur Zeit in den traditionell defizitären 
Ländern der Gemeinschaft, insbesondere in Groß- 
britannien und Italien, festgestellten Marktpreise 
liegen weit über den für die Gemeinschaft fest- 
gelegten Preisen. 

3. Außerdem herrscht auf dem Zuckerweltmarkt 
erhebliche Knappheit. Die Weltpreise für Weiß- 
zucker liegen bei rund 70 RE/100 kg, der Richtpreis 
am 1. Juli 1974 dagegen bei 26,55 RE. 

4. Tn der Gemeinschaftsregelung sind ganz be- 
stimmte Fälle präzisiert, in denen eine Subvention 
für die Einfuhr von Zucker gewährt wird (vgl. Er- 
wägungsgründe des Entwurfs einer Verordnung be- 
treffend die Einführung einer Subvention für die 
Einfuhr von Weiß- und Rohzucker). Da die Kriterien 
gegeben sind, ist es Sache des Rates, die Gewäh- 
rung der in Rede stehenden Subvention zu be- 
schließen. 

5. Um die Kosten dieser Einfuhren möglichst nie- 
drig zu halten, ist es zweckmäßig vorzusehen, daß 
die Importeure des fraglichen Zuckers berechtigt 
sind, entsprechende Mengen Gemeinschaftszucker 
der Erzeugung ab der Zuckerrübenernte 1975 auszu- 
führen. Für diese Maßnahmen ist die Befreiung von 
der Ausfuhrabgabe vorzusehen. Da diese Wieder- 
ausfuhr sich günstig auf die hohen, für die langfristi- 
gen Termingeschäfte (nach dem Herbst 1975) ange- 
setzten Preise auswirken können, ist sie geeignet, 
die Kosten der gesamten geplanten Maßnahmen zu 
verringern. 

Dieser Regelung liegt die Annahme zugrunde, daß 
unter Berücksichtigung der präferentiellen Einfuhren 
aus den AKP-Ländern und des voraussichtlichen 
Verbrauchs ab der Ernte 1975 Zucker zum Gemein- 
schaftspreis für die Ausfuhr verfügbar sein wird. 

6. In die geplanten Maßnahmen ist der über die 
Höchstquote hinaus erzeugte Gemeinschaftszucker 
einzubeziehen, der 1974/1975 auf Grund der Gemein- 
schaftsbestimmungen in Höhe von 20 v. H. frei nach 
dem Weltmarkt ausgeführt werden darf. Diese er- 


höhte Manövriermasse dürfte den Beteiligten die 
Möglichkeit geben, bestimmte Einsparungen in An- 
satz zu bringen (Transportkosten, Behandlung). Da 
die Höhe der Subvention im Wege der Ausschrei- 
bung bestimmt werden soll, können sich derartige 
Einsparungen in den einzelnen Angeboten nieder- 
schlagen. 

7. Finanzielle Auswirkungen 

In finanzieller Hinsicht sieht dieser Vorschlag für 
den fraglichen Zucker vor: 

a) eine Subvention bei der Einfuhr von Zucker aus 
Drittländern sowie eine Subvention für den über 
die Höchstquote hinaus erzeugten Gemeinschafts- 
zucker; 

b) Befreiung von der Ausfuhrabgabe für die ent- 
sprechenden nach Beginn des Zuckerrübenwirt- 
schaftsjahres 1975 ausführbaren Mengen. 

ad.a) Da es sich um 300 000 bis 500 000 t Zucker 
handeln dürfte, für die die erforderliche Sub- 
vention auf 200 RE/t geschätzt wird, belaufen 
sich die voraussichtlichen Kosten auf 60 bis 
100 Mio RE. 

Berücksichtigt man den Zeitpunkt der Aus- 
lösung der Maßnahme sowie die Frist, die für 
die Heranführung der Ware notwendig ist, so 
ist damit zu rechnen, daß die ersten Subven- 
tionszahlungen wahrscheinlich erst Anfang 
1975 erfolgen werden. Es ist darauf hinzuwei- 
sen, daß bei der Aufstellung des Haushalts- 
entwurfs sowie der Berichtigung die voraus- 
sichtlichen Kosten, die sich aus diesem Vor- 
schlag ergeben, nicht berücksichtigt wurden. 
Nach dem Beschluß des Rates ist deshalb eine 
entsprechende Aufstockung der Mittel des 
EAGFL, Abteilung Garantie, vorzusehen. 

ad.b) Die finanzielle Auswirkung der Befreiung der 
entsprechenden Zuckermengen von der Aus- 
fuhrabgabe ist zahlenmäßig schwer zu er- 
fassen. Sie wird bestimmt von den tatsächlich 
ausgeführten Mengen sowie von der Höhe 
der Ausfuhrabgabe. Es hängt aber wiederum 
von der Entwicklung der Weltmarktpreise ab, 
ob 1975 und 1976 eine Ausfuhrabgabe erhoben 
wird oder nicht. 

Haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 
Artikel 641 - Intervention Zucker 


1973 

Mittel 

84 530 000 RE 


Ausgaben 

75 500 000 RE 

1974 

Mittel 
Ausgaben , 

97 700 000 RE 

1975 

Mittel 

114 100 000 RE 


(Haushaltsvorentwurf) 
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